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Korrekturfaktoren bei der Ermittlung der Finanzausgleichsmasse 
 
Mit der Umstellung auf ein aufgabenbezogenes Finanzausgleichsgesetz (FAG) in 2010 hat der 
SGSA fortlaufend die Beseitigungen von Fehlern bei der Bedarfsermittlung (Korrekturfakto-
ren) gefordert. Einige der Korrekturfaktoren haben sich im Verlauf der FAG-Jahre und dem 
hier zur Anwendungen kommenden dynamischen Ansatz der Bedarfsermittlung u.a. durch die 
fortlaufende Berücksichtigung der jeweils aktuellen Statistiken, durch das Urteil des Landes-
verfassungsgerichts vom 09.10.2012 oder durch zwischenzeitlich vorgenommene Geset-
zesanpassungen erledigt, andere wiederum sind nach wie vor aktuell. Diese Übersicht basiert 
auf einer Anfang 2016 vorgenommenen Überprüfung.  
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Berücksichtigung der Ist-Steuereinnahmen 
anstelle der Ergebnisse der Steuerschätzung 

Die seit 2013 vorgenommene Gegenrechnung 
der gemeindlichen Steuereinnahmen i.H. der 
Steuerschätzung birgt zum einen aufgrund einer 
fehlenden Spitzabrechnung, wie bereits in 2013 
und 2014 eingetreten, die Gefahr einer deutli-
chen Unterzahlung. Zum anderen verhindert die 
Systematik, dass die Gemeinden erfolgreich aus 
eigener Kraft Haushaltskonsolidierung betrei-
ben können. Stattdessen müssen die anzurech-
nenden Steuereinnahmen durch den Einbau 
eines zeitlichen Abstandes für eine gewisse Zeit 
bei den Kommunen belassen werden. 

Berücksichtigung Konsolidierungsbemühun-
gen 

Die Bedarfsermittlung fußt auf der dynami-
schen Betrachtung des Zuschussbedarfs als Sal-
do aus Einnahmen und Ausgaben der laufenden 
Verwaltungstätigkeit. Alle Maßnahmen zur 
Haushaltskonsolidierung werden konterkariert, 
weil sie automatisch zu einer Reduzierung der 
Finanzausgleichsmasse führen. 
 
Durch die Schaffung eines kommunalen 
„Selbstverwaltungsfreibetrages“ dergestalt, dass 
nicht sämtliche Steuereinnahmen bedarfsmin-
dernd berücksichtigt werden, würde diese er-
drosselnde Wirkung durchbrochen. Beim 
Rückgriff auf die Gewerbesteuer würde zudem 
deren der heterogenen Aufkommensverteilung 
und der Schwankungsanfälligkeit Rechnung 
tragen. 
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Nichtanrechnung außerordentlicher Entlas-
tungen durch den Bund  

Lt. Koalitionsvertrag auf Bundesebene sollen 
die Kommunen ab 2018 um 5 Mrd. Euro jähr-
lich entlastet werden. Im Vorgriff entlastet der 
der Bund in 2015 bis 2017 die Kommunen in 
Höhe von 1 Mrd. Euro pro Jahr (500 Mio. Euro 
erhöhte KdU und 500 Mio. Euro erhöhter GA 
USt). Die bereits 2015/2016 vorgenommene 
bedarfsmindernde Anrechnung des Anteils an 
der Vorabmilliarde i.H.v. 31,2 Mio. Euro läuft 
dem Anliegen des Bundes zuwider, dass die 
Mittel vollständig und zusätzlich bei den 
Kommunen ankommen.  

Abschaffung Benchmarkansatz Der 2015 eingeführte Benchmark des Zu-
schussbedarfs der laufenden Verwaltung ist 
grob oberflächlich. Er berücksichtigt nicht die 
strukturellen Unterschiede der Kommunen (u.a. 
Steuerkraft, Soziallasten). Er negiert, dass 
Rechtsverpflichtungen auch „über dem Durch-
schnitt“ erfüllt werden müssen. Durch seine 
Anwendung bleiben Kosten des übertragenen 
Wirkungskreises teilweise ungedeckt. 

Anpassung Prognosefaktor Preisentwicklung Grundlage für die Bemessung der FAG-Masse 
ist der sich auf Basis der amtlichen Statistik aus 
dem Saldo der Ausgaben abzüglich der direkt 
zuordnenbaren Einnahmen ergebende Zu-
schussbedarf der laufenden Verwaltung. Diese 
zunächst rückwärtsgewandte Ermittlung des 
Bedarfs wird mittels der Preis- und Bevölke-
rungsentwicklung unter Berücksichtigung der 
damit verbundenen Kostenremanenzen und der 
aktuellen Steuerschätzung auf die jeweiligen 
Finanzausgleichsjahre hochgerechnet. 
 
Der für die Preisentwicklung bisher herangezo-
gene Verbraucherpreisindex ist als alleiniges 
Kriterium nicht geeignet, um die Kostenent-
wicklung bei den öffentlichen Aufgaben abzu-
bilden. Zu prüfen sind Alternativen, wie u.a. die 
in Hessen erfolgte Betrachtung der bereinigten 
kommunalen Ausgaben innerhalb eines 20-
Jahres-Zeitraums.  

Anpassung Prognosefaktor Bevölkerungs-
entwicklung 

Die FAG-Bedarfsermittlung geht bisher von 
einer rückläufigen Bevölkerungsentwicklung 
aus. U.a. angesichts der in Sachsen-Anhalt zu 
erwartenden Flüchtlingszahlen (und der vom 
Land selbst in der aktuellen MiPla (2015-2019) 
unterstellten verlangsamten Bevölkerungsrück-
gangs) muss dies korrigiert werden. 
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Rücknahme der Kürzung und Neuanapas-
sung der Tilgungspauschale  

In 2015 erfolgte der Wechsel von der bisheri-
gen kameralen Pflichtzuführung in Höhe des 
Durchschnitts der ordentlichen Tilgung der Jah-
re 2008-2010 (rd. 178 Mio. Euro) zu einem 
pauschalen Tilgungsbetrag. Damit verbunden 
war eine deutliche Kürzung um rd. 18,6 Mio. 
Euro in 2015 und 19,7 Mio. Euro in 2016.  
 
Eine Neuausrichtung muss am Schuldendienst 
und nicht am Schuldenstand ansetzen. 

Berücksichtigung kostenrechnender Einrich-
tungen (Abschnitte 70, 72, 815) 

Die Nichtberücksichtigung wird vom LVerfG 
als zulässig angesehen. Dies ist aus Sicht des 
SGSA jedoch eine falsche Entscheidung gewe-
sen, da die Politik z.T. selbst die Parameter der 
Unterdeckung vorgibt und sich somit für die 
Kommunen keine Alternativen ergeben.  
Aktuelles Beispiel ist die Diskussion um die 
Nichterhebung von Anschlussbeiträgen (Her-
stellungsbeitrag II) nach dem KAG.  

Nichtberücksichtigung der örtlichen Steuern 
(Zweitwohnungssteuer, Hundesteuer, Ver-
gnügungssteuer etc.)  

Die seit 2013 erfolgte bedarfsmindernde Be-
rücksichtigung der z.T. sehr heterogen erhobe-
nen örtlichen Steuern muss zurückgenommen 
werden. Die Erhebung dieser Steuern stellt zum 
einen ein Zeichen für eigene Konsolidierungs-
bestrebungen dar. Zudem ist das Aufkommen 
z.T. sehr heterogen verteilt. Durch die Nichtan-
rechnung sollen die u.a. mit der Erhebung die-
ser Steuern verbundenen Konsolidierungsan-
strengungen honoriert werden. 

Nichtanrechnung von Spenden und Sponso-
ring 

Die neue Kommunalverfassung eröffnet die 
Möglichkeit, Spenden und Sponsoring für die 
Kommunen einzuwerben. Glaubwürdig kann 
dies nur geschehen, wenn diese Einnahmen 
nicht den Gemeinden als verminderter Bedarf 
gegengerechnet werden. 
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Aufstockung des Ausgleichsstocks und Aus-
richtung an einer veränderten FAG-
Bedarfsermittlung  

Der Ausgleichsstock hat in der Vergangenheit 
immer wieder als Notreserve für andere Zuwei-
sungen im FAG herhalten müssen. Zudem wur-
de die zwischenzeitlich vorgenommene Ausla-
gerung der Liquiditätshilfen an die Investitions-
bank (IB LSA) zurückgenommen. Die zudem 
mit dem neuen Ausgleichsstockerlass verbun-
denen deutlich verschärften Restriktionen ver-
stärken den erdrosselnden Effekt des FAG, da 
die hiermit erhoffte Konsolidierung bei der 
FAG-Bedarfsermittlung zugunsten des Landes 
abgeschöpft wird. Dies dürfte mittelfristig ten-
denziell wiederum zu steigenden Anträgen füh-
ren.  
 
Das Land hat im Landeshaushalt 2015/2016 für 
STARK IV eine Verpflichtungsermächtigung 
von 100 Mio. Euro eingestellt. Im Rahmen des 
FAG 2015/2016 wurde der Ausgleichsstock 
2016 um 10 Mio. Euro für STARK IV aufge-
stockt. Verbindliche Programmrestriktionen für 
die 22 potentiellen Teilnehmer sind nach wie 
vor unbekannt. Die vorgesehene Summe von 
100 Mio. Euro über 10 Jahre ist angesichts der 
ursprünglich vom Land angedachten 400 Mio. 
Euro als deutlich zu gering anzusehen. Sofern 
STARK IV weiterhin am Ausgleichsstock an-
setzt, ist dieser schon deshalb nicht ausreichend 
bemessen.  

Aufstockung der Investitionspauschale Aufgrund der aus den zuvor genannten Korrek-
turfaktoren abgeleiteten unzureichenden Finan-
zierung der laufenden Verwaltungstätigkeit und 
der der Bedarfsermittlung zugrundeliegenden 
Abschöpfungen einzelner Überschüsse in der 
laufenden Verwaltung, setzt auch hier in der 
Summe aller Kommunen eine erdrosselnde 
Wirkung ein, so dass nur noch vereinzelt 
Kommunen in der Lage sind, tatsächlich Über-
schüsse zur Finanzierung der Investitionstätig-
keit zu erwirtschaften. In der Folge steigt der 
Investitionsstau in den Kommunen seit Jahren 
an. Die Investitionspauschale ist im Kontext 
zum Tilgungsbeitrag zu betrachten. Beide müs-
sen zur Refinanzierung der kommunalen Infra-
strukturinvestitionen auskömmlich gestaltet 
werden. 
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Anpassung der Bedarfsermittlung auf Doppik Die amtliche Statistik verharrt trotz der vollzo-
genen Umstellung der Kommunen auf neue 
kommunale Haushalts- und Rechnungswesen in 
der kameralen Denkweise. Sie ist Grundlage für 
die Ermittlung des Finanzmittelbedarfs im hie-
sigen kommunalen Finanzausgleich.  
 
Trotzdem müssen für eine sachgerechte Ermitt-
lung des Finanzbedarfs für die laufende Ver-
waltung und auch für investive Maßnahmen die 
statistischen Voraussetzungen dafür geschaffen 
werden, dass die doppische Realität in seiner 
Gänze bei der FAG- Bedarfsermittlung beachtet 
wird. Da nicht davon auszugehen ist, dass es 
auf Bundesebene in absehbarer Zeit Bestrebun-
gen der Weiterentwicklung der amtlichen Sta-
tistiken in Bezug auf die Doppik geben wird, ist 
dies primär eine Aufgabe des Landes. 

 
 
 




